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Sehr geehrte Damen und Herren,
die neue Ausgabe von TaxNews ist diesmal inhaltlich außergewöhnlich 
dicht und enthält einige wichtige Informationen. Auch wenn die neue 
Gewerbeordnung nicht der große Wurf ist, ist sie doch ein Schritt in die 
richtige Richtung, denn die Zahl der reglementierten Gewerbe wurde re-
duziert. Ebenfalls dereguliert wurde die vereinfachte GmbH Gründung. 
Diese bedarf nämlich seit 01.07.2017 keines Notariatsaktes mehr.
Dank einer Ausweitung der Kleinunternehmerbefreiung in der Umsatz-
steuer werden nicht mehr alle Umsätze des Unternehmers im Veranla-
gungszeitraum zur Beurteilung des Überschreitens der Umsatzgrenze von 
EUR 30.000 herangezogen. Unecht befreite Umsätze sind nicht mehr 
miteinzuberechnen. Das ist vor allem für Ärzte von praktischem Interes-
se, die neben ihren Heilbehandlungsumsätzen auch noch geringfügige 
Umsätze aus nichtmedizinischen Gutachten oder dem Verkauf von Kos-
metikprodukten haben.
All jenen, die ein Faible für neue und umweltschonende Technologien 
haben, kommt der E-Mobilitätspakt entgegen. Fahrzeuge mit Elektro-
antrieb werden mit bis zu EUR 4.000,- gefördert. Wer europaweit unter-
nehmerisch tätig ist, wird auch vom neuen Business-Register-Informa-
tion-System der EU profitieren. Basisinformationen über eingetragene 
Kapitalgesellschaften werden nunmehr kostenlos europaweit zugänglich 
gemacht. Ein weiteres neues Register soll Geldwäsche und Terrorismusfi-
nanzierung bekämpfen. In diesem Register sollen alle Rechtsträger ihre 
wirtschaftlichen Eigentümer eintragen. Das betrifft neben Personen- und 
Kapitalgesellschaften unter anderem auch Privatstiftungen und Vereine. 
Neben all der Arbeit vergessen die Mitarbeiter von HHP aber nicht, auch 
manchmal zu feiern und dafür gibt es zum Glück viele Anlässe. Am tra-
ditionellen HHP Familienfest haben nicht nur unsere Mitarbeiter teilge-
nommen, sondern auch deren Partner und Kinder. Die Zahl der Angehö-
rigen steigt zudem stetig, denn gleich zwei Babys kamen im Juli zur Welt 
und wir wünschen unseren jungen Familien alles Gute für die Zukunft!

Doris Hohenegger
Hans Hammerschmied

EDITORIAL

Aus Gründen der einfacheren Lesbarkeit 
wird in dieser Publikation zumeist auf die 
geschlechtsneutrale Differenzierung ver-
zichtet. Entsprechende Begriffe gelten im 
Sinne der Gleichberechtigung grundsätzlich 
für beide Geschlechter.
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Die vorliegende Novelle zur Gewer-
beordnung war eine schwere Ge-

burt, da die Wünsche der Parteien und 
Interessenvertretungen kaum verein-
bar waren. Nun konnte sie doch noch 
vor der Parlamentsneuwahl verab-
schiedet werden. Die wichtigsten 
Neuerungen darin sind:

z �Die Zahl der reglementierten Ge-
werbe wird von 80 auf 75 reduziert, 
wobei zwei reglementierte Gewerbe 
in andere reglementierte Gewerbe 
überführt werden (Schuster und 
Kürschner)

z �In § 162 GewO wurden 19 Erwerb-
sausübungen aufgelistet, die nach 
dem Willen des Gesetzgebers keine 
reglementierten Gewerbe und auch 
keine Teilgewerbe und damit freie 

Gewerbe sind. Darunter fallen Ge-
werbe wie Erzeugung von Speise-
eis, Instandsetzung von Schuhen, 
Wäschebügeln, Änderungsschnei-
derei, Friedhofsgärtnereien, Nagel-
studio, Fahrradtechnik etc.

z �Gewerbetreibenden steht nunmehr 
auch das Erbringen von Leistungen 
anderer Gewerbe zu, wenn diese die 
eigene Leistung sinnvoll ergänzen. 
Dabei dürfen die ergänzenden 
Leistungen insgesamt nur bis zu 
30% des Gesamtumsatzes umfas-
sen. In bestimmten Fällen dürfen 
sogar ergänzende Leistungen von 
reglementierten Gewerben mit bis 
zu 15% der Gesamtleistung er-
bracht werden.

z �Tourismusbetriebe wie Hotels dür-
fen nunmehr auch Pauschalreisen, 

Wellnessbehandlungen und Massa-
gen durch facheinschlägig ausgebil-
dete Fachkräfte anbieten.

z �Unternehmensberater sind nunmehr 
auch zur Beratung in Angelegenheiten 
der Unternehmensgründung, Unter-
nehmensschließung und der Betriebs-
übergabe, der Sanierungs- und Insol-
venzberatung sowie der berufsmäßigen 
Vertretung des Auftraggebers gegen-
über Dritten, wie insbesondere Kun-
den und Lieferanten, sowie vor Behör-
den und Körperschaften öffentlichen 
Rechts befugt.

z �Die Anmeldung eines Gewerbes ist 
nunmehr kostenlos.

z �Meister- und Befähigungsprüfungen 
sowie die Unternehmerprüfung wur-
den neu geregelt, treten allerdings 
erst mit 1.1.2018 in Kraft.� n
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Kernpunkt der Änderungen im Kar-
tellgesetz stellt die Umsetzung der 

EU-Schadenersatzrichtlinie dar. Diese 
Umsetzung hätte zwar bereits bis 
27.12.2016 erfolgen müssen. Da dies 
aber nicht rechtzeitig erfolgt ist, wur-
den die einschlägigen schadenersatz-
rechtlichen Bestimmungen im Kartell-
gesetz nunmehr rückwirkend mit 
27.12.2016 in Kraft gesetzt. Die für 
die Praxis wesentlichen Änderungen 
des Kartellgesetzes sind:
z �Einfügung eines neuen Abschnitts 

über den Ersatz des Schadens aus 
Wettbewerbsrechtsverletzungen 
(sogenanntes Private Enforcement). 
Darin wurden folgende Regelungen 
normiert:

z �Bei schuldhafter Wettbewerbsverlet-
zung ist der Schädiger zum Ersatz 
des dadurch verursachten Schadens 
verpflichtet. Es besteht eine wider-
legbare Vermutung, dass ein Kartell 
einen Schaden verursacht hat.

z �Der Schadenersatz umfasst auch den 
entgangenen Gewinn. Die Schaden-
ersatzforderung ist nach ABGB zu 
verzinsen.

z �Wird eine Wettbewerbsverletzung 
durch gemeinschaftliches Handeln 
mehrerer Unternehmer begangen, 
haften diese solidarisch. Diese Soli-
darhaftung wird bei kleinen oder 
mittleren Unternehmen (weniger als 
250 Beschäftigte und entweder ma-
ximal € 50 Mio Umsatz oder maxi-
mal € 43 Mio Bilanzsumme) dann 
auf die jeweiligen unmittelbaren und 
mittelbaren Abnehmer beschränkt, 
wenn das Unternehmen weniger als 
5 % Umsatz am relevanten Markt 
hatte und eine uneingeschränkte 
Haftung den Unternehmensbestand 
gefährden würde.

z �Die Haftung des Kronzeugen ist 
grundsätzlich auf die unmittelbaren 
und mittelbaren Abnehmer oder 
Lieferanten beschränkt.

z �Der Schädiger kann behaupten, dass 
der Geschädigte den Schaden teil-
weise oder ganz an seine Abnehmer 
weitergegeben hat. Dafür ist der 
Schädiger aber beweispflichtig.

z �Besondere Verjährungsbestimmun-
gen: Der Anspruch auf Schadener-
satz verjährt in fünf Jahren ab Kennt-
nis von der Person des Schädigers 
und vom schädlichen Verhalten bzw 
zumutbarer Kenntnis. Ohne Rück-
sicht auf Kenntnis oder Kennenmüs-
sen verjährt der Ersatzanspruch in 
10 Jahren ab Schadenseintritt. Die 
Verjährungsfrist beginnt aber erst 
dann zu laufen, wenn die Wettbe-
werbsverletzung beendet ist. Die 
Verjährung ist überdies während ei-
nes Untersuchungs- oder Gerichts-
verfahrens bezüglich der Wettbe-
werbsverletzung sowie für die Dauer 

von Vergleichsverhandlungen zwi-
schen Schädiger und Geschädigtem 
gehemmt. 

z �Ein Prozess wegen eines Wettbe-
werbsschadens kann bis zur Erledi-
gung des Wettbewerbsverfahrens un-
terbrochen werden. Eine 
rechtskräftig festgestellte Wettbe-
werbsverletzung bindet im zivil-
rechtlichen Schadenersatzverfahren.

z �Der Kläger in einem Schadenersatz-
prozess kann die Offenlegung von 
Beweismitteln beim Schädiger er-
zwingen.

z �Alle aktenkundigen Beweismittel bei 
Gerichten und Behörden können im 
Schadenersatzverfahren auf Antrag des 
Geschädigten beigeschafft werden.

z �Das Kartellgericht, der Bundeskar-
tellanwalt und die Bundeswettbe-
werbsbehörde können das Gericht 

Die wesentlichen Änderungen im 
österreichischen Kartellgesetz
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bei der Höhe der Festlegung des Schadenersatzes 
unterstützen.

z �Das Gericht kann Ordnungsstrafen bis € 100.000 
gegen Parteien und deren Vertreter verhängen, 
wenn relevante Beweismittel entzogen oder un-
tauglich gemacht werden oder Informationen 
unterlassen oder verweigert werden.

z �Entgegen der bisherigen Rechtslage müssen nun-
mehr nicht nur stattgebende, sondern auch ab- 
und zurückweisende Entscheidungen des Kartell-
gerichts veröffentlicht werden.

z �Die bislang beim OLG Wien geführte gesonder-
te Liste für Sachverständige in Kartellangelegen-
heiten wurde aufgelassen. Nunmehr wurde ein 
eigenes Fachgebiet „Wettbewerbsökonomie“ in 
der Fachgruppe Steuerwesen, Rechnungswesen, 
Wettbewerbsökonomie geschaffen, in der sich 
Sachverständige für Kartellangelegenheiten ein-
tragen lassen können. Diese unterliegen damit 
der Qualitätskontrolle durch regelmäßige Rezer-
tifizierungen. Die Listenführung für das Fachge-
biet Wettbewerbsökonomie obliegt der Präsiden-
tin des Handelsgerichts Wien für das gesamte 
Bundesgebiet. 

z �Den Bedenken, dass kartellgerichtliche Entschei-
dungen häufig durch Sachverständigen-Gutach-
ten geprägt sind, die kaum überprüft werden 
können, versucht das Gesetz dadurch zu begeg-
nen, dass dem Kartellobergericht die Möglich-
keit eingeräumt wurde, bestimmte qualifizierte 
Feststellungsmängel im Rekursverfahren zu 
überprüfen.

Trotz der umfangreichen neuen Regelungen zur 
privaten Rechtsdurchsetzung von Schadenersatz-
klagen infolge von Wettbewerbsverletzungen man-
gelt es dem KartG weiterhin an einer praktikablen 
Anleitung zur Feststellung der Schadenshöhe aus 
einer Wettbewerbsverletzung. Der Schaden be-
misst sich an der Differenz zwischen dem konkret 
unter Wettbewerbsverletzungen verrechneten Preis 
und dem bei funktionierendem Wettbewerb sich 
ergebenden hypothetisch „richtigen“ Preis. Aller-
dings hat die Betriebswirtschaftslehre bislang keine 
anerkannte Methode zur Ermittlung des „richtigen 
Wettbewerbspreises“ entwickeln können. Weder 
die Schadenersatzrichtlinie der EU noch die Kar-
tellrechtsnovelle sind dabei dienlich.� n 

Das Business-Register-
Information-System der EU

Die Umsetzung dieser Richtlinie der EU soll einerseits den 
grenzüberschreitenden Zugang zu Unternehmensinforma-
tionen über das Europäische Justizportal erleichtern und 
andererseits in bestimmten Fällen – wie zB bei einer gren-
züberschreitenden Verschmelzung – eine automatisierte 
Kommunikation zwischen den nationalen Registerbehör-
den der Mitgliedstaaten  über eine zentrale „Europäische 
Plattform“ ermöglichen. Die Änderungen des Firmen-
buchgesetzes sind mit 1.6.2017 in Kraft getreten:
z �Die Gewerbebehörde ist nunmehr bei den im Firmen-

buch eingetragenen Rechtsträgern verpflichtet, das Er-
löschen der einzigen oder letzten Gewerbeberechti-
gung dem Firmenbuchgericht mitzuteilen. Dies hat 
durch eine Verknüpfung der Daten des Gewerbeinfor-
mationssystems Austria (GISA) mit dem Firmenbuch 
zu erfolgen.

z �Die Benachrichtigungspflichten des Firmenbuchs an 
die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirt-
schaft wurde auf die für die Sozialversicherung relevan-
ten Daten beschränkt.

z �Im Firmenbuchauszug ist die OeNB-Identnummer, 
die von der Österreichischen Nationalbank (OeNB) 
vergeben wird wiederzugeben.

z �Basisinformationen (Name, Rechtsform, Sitz, Regis-
terstaat und Eintragungsnummer) über eingetragene 
Kapitalgesellschaften werden nunmehr kostenlos zu-
gänglich gemacht.

z �Es wurde die Möglichkeit geschaffen, Eintragungen im 
Firmenbuch über das Europäische Justizportal zugäng-
lich zu machen. Derzeit werden nach den Vorgaben der 
EU nur die Daten von Kapitalgesellschaften über das Eu-
ropäische Justizportal ausgetauscht. Der Gesetzgeber hat 
es aber durch eine Verordnungsermächtigung ermög-
licht, dass das BMJ diesen Informationsaustausch bei Be-
darf und Zulässigkeit durch Verordnung auf andere 
Rechtsträger ausweiten kann. Für diesen Informations-
austausch wird den im Firmenbuch eingetragenen 
Rechtsträgern automationsunterstützt eine einheitlich 
Europäische Kennung zugeordnet werden.

z �Die Vermögenslosigkeit einer Kapitalgesellschaft wird 
nunmehr dann angenommen, wenn die Jahresab-
schlüsse von zwei aufeinanderfolgenden Geschäfts-
jahren nicht eingereicht wurden sowie weitere 6 Mo-
nate abgelaufen sind. � n
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Insolvenzrechtsänderungs­
gesetz 2017

Die überwiegend bereits in Kraft getretene Novelle 
zur Insolvenzordnung (IRÄG 2017) hat zwei Ziele 
umgesetzt. Einerseits wurden neue Regelungen im 
Privatinsolvenzrecht aufgrund des Arbeitsprogramms 
der Bundesregierung vom Jänner 2017, Kapitel „Mo-
dernes Insolvenzrecht – Kultur des Scheiterns“, und 
andererseits notwendige Begleitregelungen zu der ab 
26.6.2017 geltenden EUInsolvenzVO implemen-
tiert. Die wichtigsten Neuerungen sind:

z �Die Dauer des Abschöpfungsverfahrens im Rah-
men einer Privatinsolvenz wurde von bislang sieben 
Jahre auf nunmehr fünf Jahre verkürzt. Diese Ver-
kürzung tritt allerdings erst mit 1.11.2017 in Kraft.

z �Bislang war Voraussetzung für die Eröffnung eines 
Privatinsolvenzverfahrens, dass der Schuldner be-
scheinigen musste, dass ein außergerichtlicher 
Ausgleich gescheitert ist oder wäre. Der Wegfall 
dieser zusätzlichen Voraussetzung tritt auch erst mit 
1.11.2017 in Kraft.

z �Die Mindestentlohnung des Insolvenzverwalters 
wurde von € 750 auf € 1.000 erhöht.

z �Die Einleitungshindernisse für ein Abschöpfungs-
verfahren wurden erweitert. Wenn der Schuldner 
keine angemessene Erwerbstätigkeit ausübt oder eine 
zumutbare Tätigkeit ablehnt sowie wenn der Schuld-
ner als Organ einer juristischen Person oder Perso-
nengesellschaft tätig ist oder in den letzten fünf Jah-
ren war und im Insolvenzverfahren dieser Gesellschaft 
seine Auskunfts- und Mitwirkungspflicht vorsätzlich 
oder grob fahrlässig verletzt hat, darf ein Abschöp-
fungsverfahren nicht eingeleitet werden.

z �Wenn Insolvenzverfahren über Mitglieder einer Un-
ternehmensgruppe eröffnet werden, sind auch inner-
staatlich die Regelungen über die Zusammenarbeit, 
Kommunikation und Koordination der Insolvenz-
verwalter und Insolvenzgerichte anzuwenden.

z �Die Verpflichtung zur Beantragung eines Insol-
venzverfahrens bei führungslosen Kapitalgesell-
schaften durch den Mehrheitsgesellschafter wur-
de bereits mit dem GesRÄG 2013 eingeführt. Im 
Verfahren kommt dem Mehrheitsgesellschafter 
aber keine Vertretungsbefugnis zu. Der Gesetzgeber 
will nun verhindern, dass in so einem Fall ein Not-
geschäftsführer bestellt werden muss. Daher hat er 
nun bei Gesellschaften ohne gesetzlichen Vertreter 
angeordnet, dass sämtliche Zustellungen an die in-
solvente Kapitalgesellschaft durch Aufnahme in die 
Ediktsdatei erfolgen. � n

 Splitter

Deregulierungsgesetz – 
vereinfachte GmbH-Gründung 

Im Zuge des jüngst im Nationalrat beschlossenen Dere-
gulierungsgesetzes 2017 wurden folgende – für die Pra-
xis wichtige – Neuregelungen eingeführt:

Vereinfachte GmbH-Gründung ab 1.7.2017:

z �Es gibt weiterhin die gründungsprivilegierte Stam-
meinlage iHv € 10.000, worauf lediglich € 5.000 bar 
einzuzahlen sind.

z �Eine GmbH kann dann nach vereinfachten Regeln 
gegründet werden, wenn sie über einen Alleingesell-
schafter verfügt, der auch der einzige Geschäftsführer 
werden soll.

z �Die Errichtungserklärung einer vereinfacht zu grün-
denden GmbH darf nur einen Mindestinhalt aufwei-
sen. Der Ersatz der Gründungskosten darf nur bis zu 
einem Höchstbetrag iHv € 500 vereinbart werden.

z �Die vereinfachte Gründung bedarf keines Notari-
atsakts. Die Identität des Gesellschafters muss im 
Zuge der Gründung  in elektronischer Form zwei-
felsfrei festgestellt werden. 

z �Die Anmeldung der Eintragung der Gesellschaft im 
Firmenbuch bedarf keiner beglaubigten Form, son-
dern sie hat in geeigneter elektronischer Form statt-
zufinden.

z �Das BMJ wird in einer Verordnung den genauen 
Inhalt der Errichtungserklärung sowie den Inhalt der 
Anmeldung zum Firmenbuch und die damit im Zu-
sammenhang stehenden technischen Details regeln.

z �Ein Kreditinstitut  hat anlässlich der Einzahlung der 
in bar zu leistenden Stammeinlage die Identität des 
Geschäftsführers und Gesellschafters festzustellen 
und zu überprüfen.  Die Musterzeichnung des Ge-
schäftsführers hat ebenfalls vor dem Kreditinstitut zu 
erfolgen. In der Folge hat das Kreditinstitut die Bank-
bestätigung, eine Kopie des Lichtbildausweises sowie 
der Musterzeichnung auf elektronischem Weg dem 
Firmenbuch zu übermitteln.

WEITERE DEREGULIERUNGEN:
Entfall der Auflagepflicht von Arbeitnehmerschutz-
vorschriften: Die derzeit noch geltende Verpflichtung, 
alle Gesetze und Verordnungen zum Arbeitnehmer-
schutz im Betrieb aufzulegen oder elektronisch zur 
Verfügung zu stellen, entfällt ab 1.7.2017. Demnach 
werden unter anderem § 24 ArbeitszeitG, § 23 Ar-
beitsruheG, § 9 Krankenanstalten-ArbeitszeitG, § 17 
MutterschutzG und § 60 GleichbehandlungsG ersatz-
los aufgehoben� n
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Wirtschaftliche Eigentümer 
Register

Zur Bekämpfung von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung hat 

der Nationalrat Ende Juni beschlos-
sen, dass in Österreich ein weiteres Re-
gister eingerichtet werden soll, in das 
Rechtsträger ihre wirtschaftlichen 
Eigentümer einzutragen haben. 
Betroffene Rechtsträger sind neben 
Personen- und Kapitalgesellschaften 
auch Privatstiftungen, Vereine, Stif-
tungen und Fonds nach dem BStFG, 
die ihren Sitz im Inland haben. Au-
ßerdem werden Trusts und trustähnli-
che Vereinbarungen erfasst, wenn sie 
im Inland verwaltet werden. Unter 
anderen besteht für Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung, deren Ge-
sellschafter ausschließlich natürliche 
Personen sind, eine Ausnahme von 
der Meldepflicht, da diese Daten oh-
nehin aus dem Firmenbuch zu ent-
nehmen sind.
Wirtschaftliche Eigentümer sind alle 
natürlichen Personen, in deren Eigen-
tum oder unter deren Kontrolle ein 
Rechtsträger letztlich steht. So zählen 
zumindest zu den wirtschaftlichen 
Eigentümern bei Gesellschaften die 
natürlichen Personen, die 
z �einen Aktienanteil von mehr als 

25% oder eine Beteiligung von 
mehr als 25% halten,

z �ausreichende Stimmrechte an der 
Gesellschaft halten oder

z �Kontrolle auf die Geschäftsführung 
der Gesellschaft ausüben.

Bei einer mehrgliedrigen Gesell-
schaftsstruktur ist jeweils auf die akti-
ve Kontrolle – somit einer Mehrheit 
von über 50% der Anteile bzw. Stimm-
rechte beim dazwischen geschalteten 
Rechtsträger – abzustellen, um als 
wirtschaftlicher Eigentümer zu gelten.
Eigene Regelungen bestehen für Pri-
vatstiftungen und Trusts. Bei Pri-
vatstiftungen sind als wirtschaftlicher 

Eigentümer der Stifter, die Begünstig-
ten (der Begünstigtenkreis), die Mit-
glieder des Stiftungsvorstands und 
sonstige die Stiftung kontrollierende 
natürliche Personen zu melden. 
Zu melden sind Vor- und Zuname der 
wirtschaftlichen Eigentümer, ihr 
Wohnsitz (sofern kein Wohnsitz in 
Österreich besteht: die Nummer und 
Art des amtlichen Lichtbildauswei-
ses), Geburtsdatum und Geburtsort 
sowie die Staatsbürgerschaft. Außer-
dem sind die Art und der Umfang des 
wirtschaftlichen Interesses für jeden 
wirtschaftlichen Eigentümer anzuge-
ben. Die Daten sind über das Unter-
nehmensserviceportal des Bundes 
dem Register zu melden. 
Zur Einsicht in das Register ist grund-
sätzlich jeder Rechtsträger berechtigt, 
allerdings nur hinsichtlich der Daten, 

die ihn betreffen. Daneben haben 
auch die sogenannten „Verpflichte-
ten“ – es sind dies die Personen, die 
Sorgfaltspflichten zur Verhinderung 
von Geldwäsche und Terrorismusfi-
nanzierung gegenüber ihren Kunden 
treffen (zB Kreditinstitute, Finanzins-
titute, Rechtsanwälte, Steuerberater) 
- das Recht, in das Register Einsicht 
zu nehmen. Natürliche und juristi-
sche Personen können bei Vorliegen 
eines berechtigten Interesses einen 
Antrag auf Einsicht betreffend die 
wirtschaftlichen Eigentümer eines be-
stimmten Rechtsträgers stellen. Das 
Gesetz tritt mit 15.01.2018 in Kraft. 
Die wirtschaftlichen Eigentümer sind 
erstmalig bis spätestens 1. Juni 2018 
zu melden. Bei Nichtbeachtung der 
neuen Vorschriften drohen empfindli-
che Strafen bis zu € 200.000.� n©
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Ein neues Urteil des Verwaltungsge-
richtshofs (VwGH) im Zusam-

menhang mit der Veräußerung von 
Eigenheimen „samt Grund und Bo-
den“ führt bei vielen Praktikern zu 
Stirnrunzeln und bedarf einer näheren 
Auslegung.

Grundsätzlich ist die Veräußerung von 
Eigenheimen „samt Grund und Bo-
den“ unter einer bestimmten Voraus-
setzung von der Besteuerung privater 
Grundstücksveräußerungen ausge-
nommen was dazu führt, dass keine 
Immobilienertragssteuer (ImmoESt) 
anfällt. Voraussetzung hierfür ist:
a) �dass zwischen Anschaffung und Ver-

äußerung die Immobilie durchge-
hend für mindestens zwei Jahre den 
Hauptwohnsitz des Veräußerers 
dargestellt hat oder

b) �innerhalb der letzten zehn Jahre vor 
der Veräußerung mindestens fünf 
Jahre durchgehend als Hauptwohn-
sitz gedient hat und der Haupt-
wohnsitz aufgegeben wird.

In diesem Zusammenhang stellte sich 
die Frage, ob der eine Größe von 1000 
m2 übersteigende Grundanteil steuer-
verfangen oder ebenfalls unter die 
Hauptwohnsitzbefreiung zu subsu-
mieren ist. Die Begrenzung von 1000 
m2 wurde in Rz 6634 der Einkom-
mensteuerrichtlinie von der Finanz-
verwaltung festgelegt. Dies führte in 
der Praxis oftmals dazu, dass es bei 
größeren Grundstücken trotz Haupt-
wohnsitzbefreiung zu einer teilweisen 
Steuerpflicht kam. Dieser Festlegung 
wiedersprach das Bundesfinanzgericht 
(BFG) jedoch mit der Erklärung, dass 
unter den Begriff des „Eigenheim samt 
Grund und Boden“ keine starre 
Grundstücksgröße zu verstehen sein 
kann.
Der VwGH hatte nun nach Revision 
des BMF über die Erkenntnis des BFG 
zu entscheiden und festzulegen wie 
der Begriff des Eigenheims „samt 
Grund und Boden“ auszulegen ist. 
Der VwGH entschied unter Bedacht-
nahme auf die Gesetzesmaterialien 

und der bisherigen Rechtsprechung 
des VwGH, dass die Befreiungsbe-
stimmung des § 30 Abs 2 Z 1 Ein-
kommensteuergesetz 1988 (EStG) da-
hingehend auszulegen, dass dem 
begünstigten Eigenheim „Grund und 
Boden“ jener Wert zuzuordnen ist, 
welcher „üblicherweise als Bauplatz er-
forderlich ist“. Des Weiteren führte 
der VwGH aus, dass die Beurteilung, 
welche Grundstücksgröße üblicher-
weise für einen Bauplatz erforderlich 
ist, nach Verkehrsauffassung erfolgt. 
Diese Entscheidung des VwGH führt 
also dazu, dass die Hauptwohnsitzbe-
freiung bei der ImmoESt einge-
schränkt wird.
Diese neue Auslegung ist für die Praxis 
jedoch eher unpraktikabel und kann 
mitunter zu komplizierten Lösungen 
führen. Grund hierfür ist, dass die Ver-
kehrsauffassung üblicherweise als Bau-
platz erforderliche Grundfläche eher 
ortsabhängig ist und daher keine ein-
heitliche Lösung in der Praxis möglich 
sein wird. � n

Neuerungen im Bereich der Hauptwohnsitzbefreiung bei der 
Veräußerung von Eigenheimen „samt Grund und Boden“

Einführung einer Verfahrenshilfe für 
Beschwerden in Abgabensachen

AKTUELLES – WICHTIGE 

STEUERINFOS

Bestand schon bislang die Möglich-
keit, in behördlichen oder gericht-

lichen Finanzstrafverfahren oder auch 
im höchstgerichtlichen Revisionsver-
fahren eine Verfahrenshilfe zu bean-
spruchen, so fehlte dies bisher für Be-
schwerden im Abgabenverfahren. 
Nunmehr wurde in § 292 BAO eine 
Bestimmung über die Verfahrenshilfe 
im Abgabenverfahren implementiert. 
Die Rahmenbedingungen sind dabei 
wie folgt:
z �Die Verfahrenshilfe ist nur auf An-

trag einer Partei zu gewähren. Der 
Antrag ist vor Erhebung einer Be-
scheidbeschwerde oder bis zur Vorla-
ge der Beschwerde bei der Abgaben-
behörde zu stellen. Ab Vorlage der 

Beschwerde ist der Antrag beim 
Bundesfinanzgericht einzubringen. 
Für Säumnis- und Maßnahmenbe-
schwerden ist der Antrag beim Bun-
desfinanzgericht einzubringen.

z �Die zu entscheidenden Rechtsfragen 
müssen besondere Schwierigkeiten 
rechtlicher Natur aufweisen.

z �Die Partei muss außerstande sein, 
die Kosten der Führung des Verfah-
rens ohne Beeinträchtigung des not-
wendigen Unterhalts zu bestreiten.

z �Die beabsichtigte Rechtsverfolgung 
darf nicht offenbar mutwillig oder 
aussichtslos erscheinen.

z �Bei juristischen Personen oder Perso-
nenvereinigungen wird auch die 
Leistungsfähigkeit der wirtschaftlich 

Beteiligten berücksichtigt.
z �Die Partei kann in ihrem Antrag ent-

scheiden, ob die Kammer der Wirt-
schaftstreuhänder oder die Rechts-
anwaltskammer den Verfahrenshelfer 
beistellen soll. Wünschen der Partei 
über die Person des Wirtschaftstreu-
händers oder Rechtsanwalts ist im 
Einvernehmen mit dem namhaft ge-
machten Vertreter nach Möglichkeit 
zu entsprechen.

z �Die Kosten der Verfahrenshilfe sind 
vom Bund beiden Kammern durch 
eine angemessene Pauschalvergü-
tung zu ersetzen.

z �Durch die Einbringung eines An-
trags auf Verfahrenshilfe beginnt die 
Einbringungsfrist mit der Zustel-
lung des stattgebenden (an den be-
stellten Vertreter) oder ablehnenden 
(an die Partei) Beschlusses des Bun-
desfinanzgerichts neu zu laufen. � n

©
 e

ye
tro

ni
c,

 ©
 j-

m
el

 –
 F

ot
ol

ia
.c

om



   TAXNEWS 2017 | 9

Teilnehmende Länder am 
automatischen Informati-
onsaustausch (AIA)

Mit dem Common Reporting 
Standard der OECD wurde ein 

multinationaler automatischer Infor-
mationsaustausch (AIA) geschaffen, zu 
dessen Umsetzung sich bereits über 
100 Staaten verpflichtet haben.
Der AIA betrifft die Meldung von de-
finierten Konto- und Depotdaten 
von Personen, welche ihr Vermögen 
bei ausländischen Finanzinstituten 
veranlagt haben. Sämtliche Institute 

der am AIA teilnehmenden Länder 
sammeln die relevanten Daten ihrer 
ausländischen Kunden und übermit-
teln diese an ihre lokalen Finanzbehör-
den, welche ihrerseits die Daten an die 
jeweiligen Ansässigkeitsstaaten der 
Kunden weiterleiten.

Österreich hat diesen Standard im  
August 2015 umgesetzt. Damit ist si-
chergestellt, dass Informationen im 
Bereich der Veranlagung von Kapital-
vermögen zwischen Österreich und 
den teilnehmenden Staaten ausge-
tauscht werden. Zur Klarstellung, wel-
che Staaten und Territorien als am AIA 

teilnehmende Staaten gelten, hat das 
BMF mit 10. Jänner 2017 eine Infor-
mation zur im Dezember 2016 per 
Verordnung erlassenen Länderliste 
kundgemacht, welche auch alle 
EU-Staaten und deren überseeischen 
Gebiete auflistet. Folgende Länder 
sind daher umfasst:
Andorra, Anguilla, Argentinien, 
Aruba, Australien, Belgien, Bermuda, 
Britische Jungferninseln, Bulgarien, 
Cayman Islands, Curaçao, Dänemark, 
Deutschland, Estland, Färöer Inseln, 
Finnland, Frankreich (inkl Franzö-
sisch-Guayana, Guadeloupe, Marti-
nique, Mayotte, Réunion, Sankt 
Bartholomäus, St. Martin), Griechen-
land, Guernsey, Indien, Irland, Island, 
Isle of Man, Italien, Japan, Jersey, Ka-
nada, Kolumbien, Korea (Republik), 
Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Li-
tauen, Luxemburg, Malta, Mauritius, 
Mexiko, Monaco, Montserrat, Neu-
seeland, Niederlande (inkl. Bonaire, 
Saba, Sint Eustatius), Norwegen, Po-
len, Portugal, Rumänien, San Marino, 
Sint Maarten, Schweden, Schweiz, 
Slowakei, Slowenien, Spanien (inkl 
der Kanarische Inseln), Tschechische 
Republik, Turks and Caicos Islands, 
Ungarn, Vereinigtes Königreich (inkl 
Gibraltar), Zypern.� n

Der internationale Informationsaustausch

Immobilien Durchschnittspreise

Veröffentlichung der Listen der Immobilien-Durchschnittspreise der Statistik Austria
Seit 1.1.2016 ist bekanntlich bei unentgeltlichen Übertragungen von Grundstücken im Familienverband oder 
im Rahmen von Umgründungen bzw bei Anteilsvereinigungen/-übertragungen der Grundstückswert anstelle des 
bisherigen dreifachen bzw zweifachen Einheitswerts als Bemessungsgrundlage für die Grunderwerbsteuer anzuset-
zen. Zur Ermittlung dieses Grundstückswerts gibt der Gesetzgeber drei Möglichkeiten vor:

1) �das pauschale Sachwertermittlungsverfahren oder
2) �die Wertermittlung anhand eines geeigneten Immobilienpreisspiegels oder 

3)� �der Nachweis des Verkehrswerts des Grundstücks durch ein Immobiliensachver-
ständigengutachten.
Für Erwerbsvorgänge, für die die Steuerschuld nach dem 31.12.2016 entsteht, 

dürfen als Immobilienpreisspiegel ausschließlich die von der Statistik Austria 
veröffentlichten  Immobilien-Durchschnittspreise herangezogen werden. Die 

Werte können abgerufen werden unter http://www.statistik.at/web_de/sta-
tistiken/wirtschaft/preise/immobilien_durchschnittspreise/index.html
Der Grundstückswert beträgt 71,25% des ermittelten Werts. � n
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 Splitter

Ausweitung der Kleinunternehmerbefreiung  
in der Umsatzsteuer 

Die Kleinunternehmerregelung in 
der Umsatzsteuer kann in Anspruch 
genommen werden, wenn der Um-
satz nicht mehr als € 30.000 (netto) 
im Jahr beträgt. Bei der Berechnung 
dieser Grenze mussten bisher sowohl 
steuerpflichtige als auch steuerfreie 
Umsätze zusammengezählt werden. 
Lediglich Umsätze aus Hilfsgeschäf-
ten einschließlich der Geschäftsver-
äußerung mussten nicht berücksich-
tigt werden.
Mit dem Abgabenänderungsgesetz 
2016 wurde die Bestimmung ab 
1.1.2017 insofern geändert, als nun-
mehr nicht mehr alle Umsätze des 

Unternehmers im Veranlagungszeit-
raum zur Beurteilung des Überschrei-
tens der Umsatzgrenze von € 30.000 
herangezogen werden müssen.
Unecht befreite Umsätze der Blin-
den, von privaten Schulen und an-
deren allgemein bildenden oder be-
rufsbildenden Einrichtungen, von 
Privatlehrern, gemeinnützigen Verei-
nen, von Pflege – und Tagesmüttern, 
der Krankenanstalten, aus der Tätig-
keit im Rahmen von Heilbehand-
lungen – auch als Psychotherapeut 
oder Heilmasseur, aus der Tätigkeit 
als Zahntechniker sowie bestimmte 
Umsätze von Bund, Ländern und 

Gemeinden, sind nicht mehr mit-
einzuberechnen.
Dies ist insofern von praktischem 
Interesse, als zB Ärzte, die neben ih-
ren Heilbehandlungsumsätzen auch 
noch geringfügige Umsätze aus 
nichtmedizinischen Gutachten, der 
Vermietung von Wohnräumen, aus 
kosmetischen Behandlungen oder 
dem Verkauf von Kosmetikproduk-
ten haben, nunmehr unter die Klein-
unternehmerregelung fallen können, 
wenn sie nicht zur Regelbesteuerung 
optieren. Gleiches gilt zB auch für 
Aufsichtsräte, Zahntechniker, Heb-
ammen etc.� n

30.000€

Umsätze 2015 	 Umsätze 2016		 Umsätze 2017

VwGH: Kosten einer Due Diligence sind 
aktivierungspflichtige Anschaffungs­
nebenkosten 

Entgegen der Rechtsansicht des 
BFG hat der VwGH entschieden, 
dass die  Kosten einer Due Dili-
gence-Prüfung steuerlich als An-
schaffungsnebenkosten zu akti-
vieren sind,  wenn sie nach einer 
grundsätzlich gefassten Erwerb-
sentscheidung anfallen (auch 
wenn diese noch nicht unumstöß-
lich ist). Wurde daher wie im vor-
liegenden Fall in einem „Letter of 

Intent“ die Absicht des potentiel-
len Erwerbers dokumentiert, eine 
ganz bestimmte Gesellschaft in ei-
nem konkret genannten Zeitraum 
erwerben zu wollen, so dienen die 
Kosten der Due Diligence-Prü-
fung bereits der (zunächst beab-
sichtigten und sodann auch tat-
sächlich realisierten) Anschaffung 
der Beteiligung und sind zu akti-
vieren.� n
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 Splitter

VwGH zum Begriff 
der Großreparatur 

Der VwGH hat sich vor kurzem 
erstmals mit dem in § 12 Abs 10 
UStG verwendeten Begriff der 
„Großreparatur“ beschäftigt. In 
dieser Entscheidung definierte der 
VwGH die Großreparatur als ei-
nen nicht aktivierungspflichtigen 
(zum Berichtigungszeitpunkt 
nicht vollständig verbrauchten) 
Aufwand, der nicht „regelmäßig“ 
erwächst und von dem sich sagen 
lässt, er falle „ins Gewicht“. Im 
konkreten Fall hatte eine Gesell-
schaft 13 große Mietobjekte im 
Eigentum, in denen sie 38 Auf-
zugsanlagen um € 600.000 sanie-
ren ließ. Die Sanierungskosten 
betrugen in Relation zu den An-
schaffungskosten der Mietobjekte 
etwa 2 %. In diesem Fall vertrat 
der VwGH die Ansicht, dass es 
sich um eine Großreparatur ge-
handelt habe. Damit unterliegen 
die geltend gemachten Vorsteuer-
beträge der Vorsteuerkorrektur, 
sofern sich die bei erstmaliger Ver-
wendung maßgebenden Verhält-
nisse für den Vorsteuerabzug än-
dern (zB wegen eines umsatzsteu-
erfreien Verkaufs).� n

Ausweitung der Kleinunternehmerbe­
freiung in der Umsatzsteuer 

Um den Umstieg auf die E-Mobili-
tät zu fördern setzen Verkehrs
ministerium, Umweltministerium 
und Automobilimporteure finanzi-
elle Anreize in einem Gesamtvolu-
men von € 72 Mio im Zeitraum 
1.3.2017 bis 31.1.2018, womit der 
Ankauf ab 1.1.2017 von Elektro-
fahrzeugen und die Errichtung von 
Ladestationen gefördert werden. 
Die Errichtung von öffentlich zu-

gänglichen Schnelladestationen wird 
mit bis zu € 10.000 gefördert. Im 
privaten Bereich wird der Kauf einer 
„Wallbox“-Ladestation oder eines 
intelligenten Ladekabels mit € 200 
unterstützt.
Empfehlung: Anträge auf Förder-
prämien können unter www.um-
weltfoerderung.at eingereicht wer-
den. Dort findet sich auch eine Liste 
der geförderten Fahrzeuge.� n

Fahrzeugtyp Privatperson Unternehmen
Elektroantrieb *)         € 4.000 € 3.000

Plug-In-Hybrid € 1.500 € 1.500

E-Motorrad € 375

E-Mopeds € 200

E-Leichtfahrzeug € 1.000

E-Kleinbus, leichtes E-Nutzfahrzeug bis zu € 20.000

*) der Bruttolistenpreis darf höchstens € 50.000 betragen
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Neues aus dem Wartungserlass 
zu den Umsatzsteuerrichtlinien

Mit dem Wartungserlass zur Ände-
rung der Umsatzsteuerrichtlini-

en 2000 wurden insbesondere die ge-
setzlichen Änderungen des 
Steuerreformgesetzes 2015/2016, Aus-
sagen der EU-Umsatzsteuer-Durch-
führungsverordnung betreffend die 
sonstigen Leistungen in Zusammen-
hang mit Grundstücken sowie die ak-
tuelle Judikatur von EuGH, VwGH 
und UFS in die Umsatzsteuerrichtlini-
en eingearbeitet. Überdies hat die 
Steuerverwaltung Aussagen zur über-
holten Rechtslage gestrichen. 

Nachfolgend ein Überblick über eini-
ge wichtige Aussagen:

Grundstücksbegriff, Leistungen 
im Zusammenhang mit einem 
Grundstück - Rz 639 bis 640
Ein großer Teil des Wartungserlasses 
betrifft die ab dem 1.1.2017 geltenden 
Leistungsortregelungen für grund-
stücksbezogene Leistungen. Die neuen 

Vorschriften für eine auf dem Grund-
stücksort basierende Besteuerung schaf-
fen einheitliche Rahmenbedingungen 
und sorgen dafür, dass die Mehrwert-
steuereinnahmen dem Mitgliedstaat 
zufließen, in dem das Grundstück gele-
gen ist. Um Mitgliedstaaten und Un-
ternehmen in die Lage versetzen, sich 
rechtzeitig und möglichst einheitlich 
auf die Änderungen vorzubereiten, hat 
die EU-Kommission Erläuterungen 
veröffentlicht, mit dem Ziel, auf 
EU-Ebene verabschiedete Rechtsvor-
schriften besser verständlich zu ma-
chen. Die Erläuterungen haben zwar 
keine Bindungswirkung, können aber 
für die tägliche Praxis hilfreich sein.
Mit dem AbgÄG 2016 wurde das 
UStG bereits an den neuen Grund-
stücksbegriff angepasst und bisher be-
stehende Verweise auf den Grund-
stücksbegriff des § 2 GrEStG entfernt. 
Unterschiede können sich insbesonde-
re bei den Betriebsvorrichtungen erge-
ben, die nach dem GrEStG nicht Be-

standteil des Grundstücks sind, jedoch 
nunmehr nach der für das UStG maß-
geblichen Definition erfasst sein kön-
nen. Dies hat als Auswirkung, dass die 
Steuerbefreiung bei der Lieferung von 
Grundstücken und die Vorsteuerbe-
richtigung bei Grundstücken des An-
lagevermögens zur Anwendung kom-
men können.
Zu den sonstigen Leistungen im Zu-
sammenhang mit einem Grundstück 
gehören ua:
z �die Erstellung von Bauplänen für Ge-

bäude oder Gebäudeteile für ein be-
stimmtes Grundstück, ungeachtet 
der Tatsache, ob dieses Gebäude tat-
sächlich errichtet wird oder nicht;  

z �Bauaufsichtsmaßnahmen oder 
grundstücksbezogene Sicherheits-
dienste, die vor Ort erbracht werden 
- unabhängig davon, ob sie durch 
vor Ort anwesende Personen oder 
aus der Ferne, dh ohne persönliche 
Präsenz, etwa durch technische An-
lagen, erbracht werden.  ©
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z �Ab 1.1.2017 sind auch juristische 
Dienstleistungen (zB von Rechtsan-
wälten, Notaren), die auf die Verän-
derung des rechtlichen Status eines 
bestimmten Grundstücks gerichtet 
sind, wie zB das Verfassen eines 
Kauf-, Miet- oder Pachtvertrages ei-
nes Grundstücks, als Leistungen 
iZm einem Grundstück einzustufen. 
Dies gilt auch dann, wenn die Trans-
aktion letztlich nicht stattfindet.

VIP Tickets - Rz 1454
Eintrittsberechtigungen für sportliche 
Veranstaltungen unterliegen dem er-
mäßigten Steuersatz. Nicht unter die 
Begünstigung fällt daher die Berechti-
gung zur Teilnahme an einer Veran-
staltung, wie Nenngelder, Startgelder 
udgl. zu sportlichen Wettkämpfen (zB 
Radrennen, Marathon usw).
Werden „VIP-Karten“ für sportliche 
Veranstaltungen zur Verfügung gestellt, 
die neben der Eintrittsberechtigung zur 
sportlichen Veranstaltung (Sitzplatz auf 
der VIP-Tribüne) weitere Leistungen 
wie zB Zutritt zum VIP-Bereich, Cate-

ringleistungen und Zurverfügungstel-
lung von Abstellplätzen für Kfz bein-
halten, liegt eine einheitliche komplexe 
Dienstleistung vor, die mangels Be-
günstigung dem Normalsteuersatz in 
Höhe von 20% unterliegt.
Von einer „VIP-Karte“ wird im Ver-
gleich zu einer „normalen“ Eintritts-
karte auszugehen sein, wenn der Preis 
der „VIP-Karte“ mehr als doppelt so 
hoch als jener der teuersten „norma-
len“ Eintrittskarte zu einer sportlichen 
Veranstaltung ist.

Vorsteuerabzug - Rz 1508 und 
151
Der Vorsteuerabzug aus einer Rech-
nung mit einer grundsätzlich unzurei-
chenden Beschreibung / Angabe der 
Leistung oder des Liefertages bzw. 
Leistungszeitraumes ist jedoch dann 
zulässig, wenn die Behörde aus vom 
Leistungsempfänger beigebrachten 
Unterlagen über alle notwendigen In-
formationen verfügt, um zu prüfen, 
ob die materiellen Voraussetzungen 
vorliegen. 

Vorsteuerabzug bei 
Elektroautos - Rz 1985
Aus ökologischen Erwägungen ist seit 
1.1.2016 bei Personenkraftwagen oder 
Kombinationskraftwagen mit einem 
CO2-Emissionswert von 0 g/km (ins-
besondere sogenannte Elektrofahrzeu-
ge, aber auch wasserstoffbetriebene 
Fahrzeuge) ein Vorsteuerabzug unter 
den allgemeinen Voraussetzungen 
möglich. Die Luxustangente bleibt je-
doch unberührt. Soweit daher die be-
treffenden Kfz-Aufwendungen ertrag-
steuerlich nicht abzugsfähig sind, 
unterliegt der nicht abzugsfähige Teil 
der Eigenverbrauchsbesteuerung:

Beachten Sie, dass es sich bei der Lu-
xustangente bei PKWs vom € 40.000 
um einen Bruttobetrag handelt.
Beispiel:
Elektroauto (Tesla) wird 2016 gekauft. 
Die Anschaffungskosten betragen € 
44.000 brutto. Für die Anschaffung 
wurde ein (unechter) Zuschuss von € 
5.000 gewährt..
Der Unternehmer kann den vollen Vor-
steuerabzug geltend machen, muss jedoch 
den Betrag von € 4.000 der Eigenver-
brauchsbesteuerung unterziehen. Die 
Eigenverbrauchsbesteuerung hat im Jahr 
der Anschaffung zu erfolgen. Der Zu-
schuss hat keinen Einfluss auf die Be-
handlung, auch wenn für den Zuschuss 
die Umsatzsteuer geschuldet wird. � n

PKW-Anschaffungs
kosten brutto Vorsteuerabzug Eigenverbrauch

bis € 40.000 100% keiner

€ 40.000 bis € 80.000 100% nicht abzugsfähiger Teil

mehr als € 80.000 0% keiner

VwGH zur umsatzsteuerlichen Organschaft

Bisher war für das Vorliegen einer 
umsatzsteuerlichen Organschaft 

zum Nachweis der wirtschaftlichen 
Eingliederung ein striktes Über- / 
Unterordnungsverhältnis (zB Pro-
duktion – Vertrieb) gefordert. Da-
neben muss natürlich auch die fi-
nanzielle und organisatorische 
Eingliederung gegeben sein.
Auf Grund der jüngsten VwGH 
Rechtsprechung dürfte wohl künftig 
dieses strikte Erfordernis eines Über- 
/ Unterordnungsverhältnisses entfal-
len.Der VwGH Entscheidung lag 
folgender Sachverhalt zu Grunde: 
Eine GmbH vermietete Geschäfts-
räumlichkeiten an ihre mittelbare 
100 %-Gesellschafterin. Die organi-
satorische und finanzielle Eingliede-

rung war gegeben. Zweifelhaft war 
das Vorliegen einer wirtschaftlichen 
Eingliederung. Anzumerken ist, dass 
der VwGH den Fall aus verfahrens-
rechtlichen Gründen zurückverwies 
und damit noch keine finale Ent-
scheidung in der Sache selbst vorliegt. 
Bemerkenswert ist die Feststellung 
des Höchstgerichts, dass die wirt-
schaftliche Eingliederung im konkre-
ten Fall angenommen werden kann, 
„wenn die Aufgabe der Mitbeteiligten 
als Besitzgesellschaft vornehmlich da-
rin bestünde, der X-AG die für den 
Betrieb ihrer Bankgeschäfte erforder-
lichen Räumlichkeiten zur Verfügung 
zu stellen. In unionsrechtskonformer 
Interpretation ist mit dem betriebs-
wirtschaftlichen Zusammenhang das 

Tatbestandsmerkmal der wirtschaftli-
chen Eingliederung erfüllt, ohne dass 
es einer wirtschaftlichen „Unterord-
nung“ bedarf“.
Die Lockerung des Kriteriums der 
wirtschaftlichen Eingliederung be-
deutet, dass künftig häufiger eine 
Organschaft vorliegen kann. Wobei 
zu berücksichtigen ist, dass die um-
satzsteuerliche Organschaft von 
Amts wegen wahrzunehmen ist.
Vorsicht ist bei jenen Fällen gebo-
ten, bei denen keine umsatzsteuerli-
che Organschaft angestrebt ist und 
die finanzielle wie auch organisato-
rische Eingliederung bereits erfüllt 
ist. Es ist ratsam, solche Fälle auf 
Grund der jüngsten VwGH-Recht-
sprechung sorgfältig zu prüfen.  � n
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VwGH zur begünstigten Besteuerung der 
Teilabfindung von satzungsmäßigen 
Pensionsansprüchen

Gem. § 67 Abs. 4 EStG ist die Be-
stimmung über die Besteuerung 

der Abfertigung der Witwer- oder 
Witwenpensionen mit 6 % auch auf 
die Abfindung von Pensionen des un-
mittelbar Anspruchsberechtigten auf 
Grund bundes- oder landesgesetzli-
cher Vorschriften oder auf Grund von 

Satzungen der Versorgungs- und Un-
terstützungseinrichtungen der Kam-
mern der selbständig Erwerbstätigen 
anzuwenden. Der VwGH hatte zu be-
urteilen, ob eine an einen Rechtsan-
walt nach Erreichen des gesetzlichen 
Pensionsantrittsalters bezahlte Abfin-
dung der Zusatzpension von der Ver-

sorgungseinrichtung der Rechtsan-
waltskammer unter diese begünstigte 
Besteuerung fällt. Der VwGH bestä-
tigte die bereits vom BFG getroffene 
Entscheidung, dass derartige Abfin-
dungszahlungen begünstigt besteuert 
werden können, wenn folgende Vor-
aussetzungen erfüllt sind:
z �Die Satzung muss einen – von jegli-

chem Ermessen des Entscheidungs-
trägers unabhängigen – Rechtsan-
spruch auf Zuerkennung einer 
Leistung vorsehen.

z �Es muss sich um die Abfertigung ei-
nes konkreten (bestehenden) und 
abfertigbaren Pensions(-zusatz-)an-
spruchs handeln.

Diese Voraussetzungen erfüllte im ge-
genständlichen Fall die Satzung der 
Versorgungseinrichtung der Rechtsan-
waltskammer Wien. Vergleichbare Be-
stimmungen enthält aber zB auch die 
Satzung der Vorsorgeeinrichtung 2014 
der Kammer der Wirtschaftstreu
händer. � n

WISSENSWERTES – ARBEITSRECHT 

UNS SOZIALVERSICHERUNG

Beschäftigungsbonus

Wir haben Sie Ende Juni noch in 
einer Sonderinformation über 

die Grundzüge des Beschäftigungsbo-
nus informiert. Der Beschäftigungs-
bonus kann grundsätzlich von allen 
Unternehmen, unabhängig von der 
Branche und der Unternehmensgrö-
ße, beantragt werden, wenn der Un-
ternehmenssitz oder eine Betriebsstät-
te in Österreich liegt und ab 1.7.2017 
zusätzliche Arbeitsplätze in Österreich 
geschaffen werden.
Zu beachten ist, dass die am 29.6.2017 
vom AWS veröffentlichten Förder-
richtlinien vorsehen, dass die vollstän-
dige Anmeldung für den Zuschuss 
innerhalb von 30 Kalendertagen nach 
Beginn der Pflichtversicherung eines 
förderungsfähigen Arbeitsverhältnis-

ses zu erfolgen hat. Dabei ist zu beach-
ten, dass für die Antragstellung eine 
Bestätigung durch den Wirtschafts-
prüfer oder Steuerberater benötigt 
wird. Auch die grundsätzlich nach ei-
nem Jahr vorzulegende Abrechnung 
muss von einem Wirtschaftsprüfer 
oder Steuerberater bestätigt werden. 
Die Förderung von 50% der Lohnne-

benkosten ist mit der ASVG-Höchst-
beitragsgrundlage (in 2017 € 4.980 
p.m.) gedeckelt.
Das AWS aktualisiert laufend die 
FAQ zum Beschäftigungsbonus – 
alles rund um den Beschäftigungs
bonus finden Sie unter der eigenen 
Internet-Seite http://www.beschaefti-
gungsbonus.at/. � n
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Sonstige für Unternehmer interessante 
Gesetzesänderungen
DaSozialversicherungs-
Zuordnungsgesetz (SV-ZG)
Nach dem von der Bundesregierung 
am 30.1.2017 beschlossenen Arbeits-
programm für 2017 und 2018 soll die 
Sozialpartnereinigung zur Schaffung 
von Rechtssicherheit bei der Abgren-
zung von selbständiger und unselb-
ständiger Erwerbstätigkeit in der ge-
setzlichen Sozialversicherung 
umgesetzt werden. Daher wurde nun-
mehr das sogenannte Sozialversiche-
rungs-Zuordnungsgesetz (SV-ZG) er-
lassen. Es ist am 1.7.2017 in Kraft 
getreten. Im Zuge von GPLA-Prüfun-
gen ist der Streit oft vorprogrammiert. 
Denn selbständige Subunternehmer 
(„Werkvertragsnehmer“) werden nur 
allzu oft von den Prüfern als Dienst-
nehmer angesehen. Damit verbunden 
ist eine oft für mehrere Jahre rückwir-
kende Umqualifizierung von Selbstän-
digen zu Dienstnehmern und der 
damit verbundenen enormen SV-Bei-
tragsnachforderungen sowie Nachfor-
derungen von Lohnsteuer, Dienstge-
berbeiträgen und Kommunalsteuern 
bei den vermeintlichen Auftraggebern. 
Um in diesem Bereich die Rechtssi-
cherheit zu verbessern wurden nun-
mehr drei neue Verfahrensarten ge-
schaffen:

1) �die GPLA mit Mitwirkung der SVA,
2) �die Vorabprüfung und
3) �die Versicherungszuordnung auf 

Antrag
1) �Kommt nun im Rahmen einer 

GPLA (Gemeinsamen Prüfung 
lohnabhängiger Abgaben) der Ver-
dacht auf, dass eine bisher als Subun-
ternehmer beschäftigte Person mög-
licherweise als Dienstnehmer 
einzustufen ist, hat die GPLA-Prü-
fung die SVA (Sozialversicherungs-
anstalt der gewerblichen Wirtschaft) 
ohne unnötigen Aufschub zu ver-
ständigen. Die weiteren 
Ermittlungen haben dann von bei-
den Krankenversicherungsträgern 
bzw dem Finanzamt – aufeinander 
abgestimmt – im Rahmen ihres je-
weiligen Wirkungsbereichs stattzu-
finden. Als Ergebnis dieser Ermitt-
lungen kann einvernehmlich eine 
selbständige oder eine unselbständi-
ge Erwerbstätigkeit festgestellt wer-
den. Wird eine unselbständige Er-
werbstätigkeit festgestellt, kann der 
Versicherte darüber einen Be-
scheid durch die Gebietskranken-
kasse (GKK) verlangen. Im Fall un-
terschiedlicher Rechtsauffassungen 
zwischen GKK/Finanzamt und SVA 
muss die GKK einen Bescheid erlas-

sen, worin sämtliche – auch gegen-
läufige – Argumente und Sachver-
haltsfeststellungen aufzunehmen 
sind. Es bleibt abzuwarten, ob die 
Judikatur von den allenfalls divergie-
renden Sachverhaltsfeststellungen 
und abweichenden rechtlichen Wür-
digungen beeinflusst wird.

2) �Eine Vorabprüfung findet bei Auf-
nahme einer selbständigen Er-
werbstätigkeit als neuer Selbstän-
diger oder im Rahmen eines im 
Einvernehmen zwischen GKK und 
SVA festgelegten Katalogs von freien 
Gewerben (die aufgrund ihres Wort-
lauts tendenziell eine unselbständige 
Tätigkeit indizieren) statt. Die SVA 
stellt dabei im Rahmen der Versiche-
rungserklärung einen integrierten 
Fragenkatalog zur Verfügung, der 
auf die Abgrenzung von selbständi-
ger und unselbständiger Erwerbstä-
tigkeit abzielt. Kommen aufgrund 
dieses Fragebogens Bedenken hin-
sichtlich der selbständigen Tätigkeit 
auf, ist die zuständige Gebietskran-
kenkasse zu verständigen und beizu-
ziehen. Keine Vorabprüfung wird 
die SVA bei Wirtschaftstreuhändern, 
Tierärzten, Wohnsitzärzten und 
-zahnärzten vornehmen. Als Ergeb-
nis der Vorabprüfung kann wieder-©
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Geburtstage und Jubiläen

Am 27. Februar 2017 
ließen wir, anlässlich 

runder Geburtstage, The-
resa Rohorzka (25) und 
Christian Rauter (45) so-
wie unsere Reinigungskraft 
Elzbieta Deren (45) hoch-
leben. Außerdem feierten 
wir die Jubiläen von Simo-
ne Mayrl, die nun schon 
seit zehn Jahren und 
Andrea Birkner, die seit 
fünf Jahren in unserem Un-
ternehmen tätig sind. � n

Auch heuer gab es wieder viel zu feiern.

17.05.2017 – Feier von Willy 
Höchsmann 
Anlässlich eines runden Geburtstages unseres langjährigen Partners Willy Höchs-
mann, fand am 17. Mai ein Fest in unseren Räumlichkeiten statt.
Bei einem köstlichen Flying Dinner und einem guten Glas Wein gab es nicht nur 
Geschenke an Willy Höchsmann. Auch das Geburtstagskind hatte eine kleine 
Überraschung für seine Gäste. Da Willy Höchsmann leidenschaftlich gerne singt, 
hat er auch bei seiner Feier das Lied „I Did It My Way“ zum Besten gegeben. Die 
Begeisterung war so groß, dass eine Zugabe folgte.
Es war ein wirklich gelungener Abend.
Herzlichen Glückwunsch nochmals, lieber Willy.

um Einvernehmen zwischen SVA 
und GKK über das Vorliegen einer 
selbständigen oder unselbständigen 
Erwerbstätigkeit vorliegen oder ein 
Dissens bestehen. Rechtsfolgen sind 
dann dieselben wie nach Abschluss 
einer GPLA.

3) �Schließlich kann jede selbständig 
tätige Person oder ihr Auftraggeber 
bei Vorliegen einer Pflichtversiche-
rung nach dem GSVG beantragen, 
dass die GKK die zugrunde liegen-
de Erwerbstätigkeit prüft und fest-
stellt, ob die Versicherungszuord-
nung bei der SVA richtig ist. Bei 
abweichender Ansicht der GKK ist 
ein Bescheid zu erlassen, der ange-
fochten werden kann.

Die Neuregelungen gelten nicht nur 
für die Abgrenzung zwischen SVA und 
GKK sondern auch zwischen SVB 
(SV-Bauern) und GKK. 
Rechtssicherheit tritt allerdings in allen 
Fällen dann nicht ein, wenn sich entwe-
der der für die Beurteilung maßgebliche 
Sachverhalt ändert oder wahrheitswidri-
ge Angaben im Rahmen der Sachver-
haltsermittlung gemacht wurden.
Vorderhand scheint das neue Gesetz kei-
nen Beitrag zur Rechtssicherheit bei der 
Abgrenzung von selbständiger und un-
selbständiger Erwerbstätigkeit zu leisten. 
Bleibt abzuwarten, ob sich aufgrund 
der neuen Rechtslage, insbesondere  
des etwas modifizierten Verfahrens-
rechts, in Lehre und Rechtsprechung 

neue Tendenzen ergeben werden. 
Im Falle einer Umwandlung musste die 
SVA nach bisheriger Rechtslage die ein-
gehobenen Beiträge dem Versicherten 
(nunmehrigen Dienstnehmer) auf An-
trag zurückerstatten. Der Dienstgeber  
musste Dienstnehmer- und Dienstge-
berbeiträge für den gesamten Prüfungs-
zeitraum an die GKK nachzahlen. 
Nunmehr werden die SVA-Beiträge des 
ehemals Selbständigen direkt an die 
GKK überwiesen und können auf die 
Nachforderung der Dienstgeber- und 
Dienstnehmeranteile der GKK ange-
rechnet werden. Dadurch verringert 
sich das sozialversicherungsrechtliche 
Haftungsrisiko im Falle einer rückwir-
kenden Umwandlung deutlich. � n
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23.06.2017 – HHP Familienfest in Bad Vöslau 
Am Freitag, den 23. Juni 2017 fand das mittlerweile traditionelle HHP 
Familienfest im Thermalbad Vöslau statt, zu dem alle Mitarbeiter samt 
ihren Familien eingeladen waren.
Wir danken dem Team der Kabane 21, Andrea Schmid und ihrem Sohn 
Stefan Schmid für das köstliche Essen und der Band „Amon“ für die 
musikalische Umrahmung dieses schönen Festes.
Hier hatten wir auch die Gelegenheit den 25. Geburtstag sowie das fünf-
jährige Betriebsjubiläum von Marie Michelitsch und den 30. Geburtstag 
von Michaela Bernecker zu feiern.

Markus Bader – Steuerberater 
Unser langjähriger Mitarbeiter und 
Teamleiter Markus Bader wurde 
am 29. Juni d.J. im Wirtschaftsmi-
nisterium feierlich zum Steuerbera-
ter angelobt. Er kam vor neun Jah-
ren zu HHP und absolvierte in 
dieser Zeit sein Bachelor- sowie im 
Anschluss das Masterstudium für 
Tax-Management. Markus Bader 
begann im Sommer des Vorjahres 
mit dem Steuerberater-Prüfverfah-
ren, das er nun erfolgreich ab-
schloss.
HHP gratuliert herzlich und ist 
sehr stolz, unsere Klienten mit ei-
nem weiteren sehr kompetenten 
Steuerberater in allen Belangen un-
terstützen zu können.� n
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Weitere HHP Babies!!

07.07.2017 
– Geburt David 
Lukas
28.07.2017 
Geburt Ben 
Lachmayer
Am 7. Juli erblickte David, der 
Sohn unserer Partnerin Anita 
Randak, das Licht der Welt. Nur 
drei Wochen später freute sich 
Sonja Lachmayer über die Ge-
burt ihres Sohnes Ben.� n

29.08.2017 
– Karenz Julia 
Ohrfandl
Alle guten Dinge 
sind drei
Julia Ohrfandl, die am 16. Juli fünf 
Jahre bei HHP war und im Oktober 
ihren 25. Geburtstag feiern wird, er-
wartet im November ihr erstes Kind. 
Ende August haben wir sie in die 
wohlverdiente Karenz verabschie-
det. Wir wünschen der jungen Fa-
milie alles Gute für die Zukunft.� n

Wien Energie Business Run 2017

Am 9. September war HHP wie-
der gemeinsam mit 30.000 Läu-

ferInnen beim Vienna Business Run 
vertreten. Ramona Rauch, Sabine 
Holzapfel, Sonja Bauer, Christian 
Rauter, Albrecht Reimer und Narci-
sa Basalic haben sich der 4,1 km lan-
gen Strecke gestellt. Wie auch schon 

im letzten Jahr kam unsere Bestzeit 
(15:32) wieder von Albrecht Rei-
mer.
Nachdem alle erfolgreich im Ziel 
angekommen waren, ließen die 
Sportler und Fans den Abend bei ei-
nem netten Beisammensein in der 
Luftburg ausklingen.� n
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MIT DEM RAD 
SALZBURG – PASSAU – WIEN

Die HHP-Senioren Willy Höchs-
mann und Hans Hammer-

schmied hatten Großes vor: mit dem 
Railjet vom Hauptbahnhof nach 
Salzburg und dann mit dem Fahrrad 
entlang der Salzach über Oberndorf/ 
Laufen, Ach/Burghausen zur 

Inn-Mündung und nach Braunau. 
Weiter nach Schärding und Passau, 
wo der Inn mitten im Stadtzentrum 
in unsere Donau mündet und nach 
Schlögen/ Donauschlinge. Von dort 
weiter donauabwärts über Aschbach 
nach Linz. Ein plötzliches starkes 

Unwetter zwang die beiden Biker 
nach 260 km, die Reise vorläufig ab-
zubrechen und mit dem Railjet nach 
Wien zurück zu kehren. 
Teil 2 dieser Radtour von Linz nach 
Wien steht noch aus, wird aber bald 
in Angriff genommen.� n
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Weihnachtsöffnungszeiten

Unsere Öffnungszeiten während der Feiertage sind:

22. Dezember 2017
08:00 bis 15:00
 
27. bis 29. Dezember 2017
Betriebsurlaub / Geschlossen
In dringenden Fällen sind HHP-Partner unter der Emailadresse 
dringend2017@hhp.eu auch an diesen Tagen erreichbar.
 
2. bis 5. Jänner 2018
Dienstag bis Freitag	 08:00 bis 15:00
 
Ab dem 8. Jänner 2018 gelten wieder unsere üblichen 
Öffnungszeiten:
Montag bis Donnerstag	 08:00 bis 18:30
Freitag	 08:00 bis 17:00


